
Aufteilung der erworbenen Rentenansprüche eines Ehe­
gatten zugunsten desjenigen, der keinen eigenen oder nur 
einen geringen Rentenanspruch erworben hat (Versor­
gungsausgleich, der sich auf in der Ehezeit begründete 
oder aufrechterhaltene Anwartschaften oder Aussichten 
auf eine Versorgung wegen Alters oder Berufs- oder Er­
werbsunfähigkeit bezieht).
Der CDU/CSU ist es dabei gelungen, faktisch zu Lasten des 
sozial Schwächeren in der Familie, also der Frau, durchzu­
setzen, daß dieser sog. Versorgungsausgleich durch Ehever­
trag ausgeschlossen werden kann.
5. Die Vereinheitlichung des Eheverfahrens ist als eine 
Folge des veränderten materiellen Inhalts des Eherechts 
wesentlicher Bestandteil des 1. EheRG. Danach ist für die 
Ehescheidung und die Regelung der Scheidungsfolgen 
künftig ein sog. Familiengericht zuständig, das als beson­
dere Abteilung des Amtsgerichts eingerichtet und mit 
einem besonderen Richter, dem Familienrichter, besetzt ist.
Bemerkenswert ist die Einführung des Anwaltszwanges, 
der bisher nicht die Scheidungsfolgen erfaßte, für das ge­
samte Eheverfahren beim vorgesehenen Familiengericht. 
Diese Regelung wird im Vergleich zur bisherigen Situation 
für finanziell schlecht gestellte Kreise der Bevölkerung die 
Möglichkeit zur bzw. die Bedingungen für die Inanspruch­
nahme des Familiengerichts verschlechtern.
Die unterschiedlichen Positionen
der BRD-Bundestagsparteien zur Eherechtsreform
Obwohl sich das 1. EheRG ausgesprochen als ein Kompro­
miß darstellt, der zwischen den vier systemtragenden Bun­
destagsparteien gefunden wurde, die ihrerseits verschie­
dene Kreise der herrschenden Klasse repräsentieren, ist es 
dennoch nicht überflüssig, auf die in der Diskussion vertre­
tenen Positionen zu wesentlichen Fragen der Reform ein­
zugehen — zeichnen sich doch daran unterschiedliche Va­
rianten der Reaktion der herrschenden Klasse auf beste­
hende gesellschaftliche Erfordernisse ab.
Festzuhalten ist darüber hinaus, daß die CDU/CSU in der 
Bundestagsdebatte am 8. April 1976, in der sie dem Vor­
schlag des Vermittlungsausschusses des Bundestages zum
1. EheRG zustimmte, zugleich die Erklärung abgab, sie 
halte die Kritik, die sie an der Beschlußfassung des Bun­
destages am 11. Dezember 1975 bislang geübt hatte, zu je­
dem einzelnen Punkt in vollem Umfang aufrecht./4/ Das 
bedeutet aber, daß die Haltung der CDU/CSU zu Ehe und 
Familie auch nach dem Zustandekommen des Kompromiß- 
Gesetzes an den Äußerungen ihrer Vertreter in der Ge­
samtdebatte zur Reform ablesbar ist und bleibt. Diese Tat­
sache wird für die spätere Anwendung des Gesetzes, also 
für seine reale Wirksamkeit, in allen CDU/CSU-regierten 
Bundesländern der BRD sehr bedeutsam sein./5/
Wenn sich auch die systemtragenden Bundestagsparteien 
über die Notwendigkeit rechtlicher Veränderungen grund­
sätzlich einig waren, so hielten sie offenbar doch verschie­
dene Wege für gangbar, um den Schutz von Ehe und Fa­
milie als Institutionen im Sinne der herrschenden Klasse 
zu realisieren. Während insbesondere die SPD erkennbar 
davon ausging, daß der systemstabilisierende Effekt von 
Ehe und Familie auf die Dauer nur dann wirksam werden

/4/ VgL die Rede des Abg. Lenz (CDU), Bundestag, stenographi­
scher Bericht, 235. Sitzung, S. 16411.
15/ Das gilt Insbesondere für die Anwendung des neuen SChei- 
dungsreChts. Die CDU hielt es ln der abschließenden Parlaments­
debatte für richtig^ zu erklären, die neue Regelung gebe den Rich­
tern Spielraum, weil es doch sehr schwer sei, festzusteffen, wann 
das Getrenntleben als wesentliche Voraussetzung für die Ehe­
scheidung auf der Grundlage des zu vermutenden Scheltems der 
Ehe nun wirklich begonnen habe (Bundestag, Stenographischer 
Bericht, S. 16411).
In der gleichen Debatte zum Scheidungsrecht erklärte der Spre­
cher der CDU: „Wir vertrauen auf die Vernunft der Richter“ 
(Bundestag, Stenographischer Bericht, S. 16412).
Solche Äußerungen verdienen Aufmerksamkeit, denn schon bei 
der Debatte zur Reform des § 218 StGB zeigte sich, daß es ernst 
zu nehmende Versuche der CDU/CSU gibt, in der Gesetzgebung 
nicht erreichte Ziele über die Rechtsanwendung in den von ihr 
regierten Bundesländern durchzusetzen (vgL die Hamburger 
Illustrierte „Stern“ vom 20. Mal 1976).

kann, wenn die rechtliche Regelung sich mehr an den realen 
Erfordernissen der Entwicklung der Ehe und der Lage der 
Frau orientiert und nicht die Aufrechterhaltung inhalts­
leerer „Papierehen“ erzwingt/6/, sah die CDU/CSU die 
Sicherung der Institution an sich, die weitgehende Erhal­
tung des einmal Bestehenden, möglichst auch die Erhaltung 
des Leitbildes der Hausfrauenehe, als die notwendige Auf­
gabenstellung des Eherechts an.
Deutlicher noch als die meisten Redner der CDU/CSU/7/ 
formulierte die Erklärung des Zentralkomitees der deut­
schen Katholiken der BRD aus dem Jahre 1975 diese Hal­
tung. Sie warf dem damaligen Gesetzentwurf vor, daß er 
den Bestand der Institution „Ehe“ gefährde und die im 
Grundgesetz der BRD festgelegte Garantie des Bestandes 
der Institution „Ehe“ nicht gewährleiste./8/
Die Auseinandersetzung zu dieser Frage konzentrierte sich 
vor allem auf die Regelung, daß die Vermutung der Ehe- 
zerüttung nach dreijähriger Trennung der Ehegatten un­
widerlegbar ist und die Scheidung erfolgen muß. Die 
CDU/CSU argumentierte: Damit sei eine „Verstoßungs­
scheidung“ möglich; die Freiheit der richterlichen Entschei­
dungsfindung werde praktisch auf Null reduziert; es werde 
zugelassen, daß jemand aus eigenen Rechtsverletzungen für 
sich selbst günstige Rechtsfolgen herzuleiten vermag; damit 
werde der Schutz der Ehe tiefer angesetzt als der jedes be­
liebigen unbedeutenden Vertrages. Der Satz von der 
„Kündbarkeit der Ehe“ und der „Unkündbarkeit der , 
Miete“ wurde gern und häufig strapaziert, und es war von 
„unmenschlicher Fristenautomatik“ die Rede.
Diese Argumentation der CDU/CSU macht ihre Haltung zu 
Ehe und Familie deutlich: Die im Vordergrund stehende 
Sicht auf die Ehe als Institution wird ergänzt durch Vorstel­
lungen, die vom Vertragsmodell gekennzeichnet sind.
Der Meinungswandel der CDU/CSU 
zur Ehescheidungsregelung
Hier drängt sich ein Vergleich mit der Argumentation im 
Zusammenhang mit der Einführung des Familienrechtsän­
derungsgesetzes vom 11. August 1961 auf. Damals wurde 
behauptet, die bis dahin geltende Fassung des § 48 Abs. 2 
EheG ermögliche eine Verstoßungsentscheidung: „Ver­
stoßung des Gatten auf Grund einer Ehezerrüttung, die der 
Verstoßende selbst verschuldet hat, ist ihrem Wesen nach 
Unrecht, ist sittlich nicht gerechtfertigte Eheaufkündi­
gung“./9/ Eine Regelung, die es bis 1961 bis zu einem ge­
wissen Grade ermöglichte, eine dem Zustand der Ehe ent­
sprechende Entscheidung zu treffen, wurde damals durch 
die CDU/CSU mit eben der gleichen Begründung beseitigt, 
mit der sie jetzt gegen die allgemein bejahte Einführung 
des Zerrüttungsprinzips zu Felde zieht.
Als es galt, 1961 eine relativ progressive Tendenz in der 
Eherechtsprechung aufzuhalten und das reine Verschul­
densprinzip wieder zu installieren, wurde die Fähigkeit des 
Richters, gemäß der damaligen Fassung des § 48 Abs. 2 
EheG darüber zu entscheiden, ob die Aufrechterhaltung 
oder Auflösung der Ehe dem „Wesen der Ehe“ entspricht, 
in Abrede gestellt — vor allem deswegen, weil es an ver­
bindlichen rechtlichen Maßstäben zum „Wesen der Ehe“ 
nahezu ganz fehle./10/ 1975/76 warf die CDU/CSU dem Ge­
setzentwurf dagegen vor, daß er die Entscheidung des Rich­
ters im Falle der dreijährigen Trennung der Ehegatten aus­
schließe — obwohl ja gerade die von der CDU/CSU 1961

16/ Vgl. z. B. die Rede des Abg. Emmerlich (SPD): „Ein Recht, 
das Ehen bewahren will, von denen nur noch die leere Hülse des 
rechtlichen Bandes vorhanden ist, schützt die Ehe nicht, sondern 
diskriminiert sie . . . Es dient der Institution Ehe nicht, es ge­
fährdet, ja es untergräbt sie“ (Bundestag, Stenographischer Be­
richt, 209. Sitzung, S. 14407).
fl/ Vgl. z. B. die Reden der Abg. Mikat und Lenz, Bundestag, 
Stenographischer Bericht, 209. Sitzung, S. 14410 f. und S. 14433 f.
/8/ Vgl. Erklärung des Zentralkomitees der deutschen Katholiken 
zum Entwurf des Ersten Eherechtsreformgesetzes, FamRZ 1975, 
Heft 12, S. 680.
/9/ Bosch, „Der Änderungsvorschlag zu § 48 Abs. II des Ehe­
gesetzes“, Ehe und Familie im Privaten und öffentlichen Recht 
1961, Heft 6, S. 258.
A0/ Bosch, a. a. O., S. 257.
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